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1. Perſönliche Angelegenheiten. 


Der Geheime Oberregierungsrat und vor⸗ 
tragende Rat im Miniſterium für Handel 
und Gewerbe Dr. Huber iſt mit der Wahr⸗ 
nehmung von Dirigentengeſchäften einer von 
der Handelsabteilung des Miniſteriums für 
Handel und Gewerbe abgezweigten Unter⸗ 
abteilung beauftragt worden. 


Im Miniſterium für Handel und Gewerbe 
ſind der expedierende Sekretär und Regiſtrator 
Stawenow und der expedierende Sekretär 
und Kalkulator Heiber als Geheime Re⸗ 
giſtratoren angeſtellt worden. 


„Der Gewerberat Meyer in Düſſeldorf 
iſt zum Regierungs- und Gewerberat ernannt 
worden. Ihm iſt die plaumäßige Stelle 
Eines Regierungs- und Gewerberats bei den 
negierungen in Stettin und Stralſund ver⸗ 


liehen und er gleichzeitig zum Aufſichts⸗ 


beamten im Sinne des § 139 p der Gewerbe⸗ 


ordnung für die Bezirke diefer Regierung be⸗ 


ſtellt worden. 


Der Gewerbeinſpektor Blüher in Bochum 
iſt zum 1. Mai d. J. nach Düſſeldorf ver⸗ 
ſetzt und mit der Verwaltung der Stelle 
eines gewerbetechniſchen Hilfsarbeiters bei 
der dortigen Regierung beauftragt worden. 


Der Gewerbeaſſeſſor Dr. Utſch in Nord⸗ 
hauſen iſt zum Gewerbeinſpektor ernannt 
worden. 


Dem Gewerbeaſſeſſor Möbius in Mül⸗ 
heim a. d. Ruhr iſt die planmäßige Stelle 
eines Hilfsarbeiters bei der Gewerbeinſpektion 
Mülheim a. d. Ruhr verliehen worden. 


Der Lehrer Dr.-Ing. Reeſe an der Bau⸗ 
gewerkſchule Aachen iſt zum Oberlehrer er⸗ 
nannt worden. 


Der Hilfslehrer Wilhelm Gertenbach iſt 
zum planmäßigen Lehrer an der Zeichen⸗ 
akademie in Hanau ernannt worden. 


Die Gewerbelehrerin Strehl von der 
‚ Handels» und Gewerbeſchule für Mädchen 
in Poſen iſt an die gleiche Anſtalt in Rhendt 
verſetzt worden. 


— t — 
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II. Allgemeine Verwaltungsangelegenheiten. 


Kriegsbeihilfen und Kriegstenerungszulagen. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. e Berlin W. 9, den 27. März 1919. 

In das Verzeichnis derjenigen Orte und Bezirke, in welchen ein Zuſchlag von 20 v. H. 
zu den Kriegsteuerungszulagen zu zahlen iſt (zu vergl. Abſchn. IIL meines Runderlaſſes 
vom 16. April 1918, HMBl. S. 151), iſt rückwirkend vom 1. April 1918 noch der Kreis 
Zellerfeld des Regierungsbezirks Hildesheim aufgenommen. 

Ich erſuche, hiernach das Weitere für den Bereich der Handels- und Gewerbeverwal⸗ 
tung zu veranlaſſen. 

In Vertretung. 
ABI 200. Dönhoff. 
An den Herrn Oberpräſidenten in Hannover und den Herrn Regierungspräſidenten in 
Hildesheim. 


Kriegsteuerungsbezüge. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Berlin W.9, den 10. April 1919. 
Die Beſtimmung unter 10 a Ziff. 5 der von dem Herrn Finanzminiſter in Gemein⸗ 


ſchaft mit den Herren Miniſtern des Junern und der geiſtlichen und Unterrichtsangelegen⸗ 


heiten erlaſſenen Rundverfügung vom 26. März 1918 (mitgeteilt durch Runderlaß vom 
16. April 1918, HM Bl. S. 151, bei den Bergbehörden Erlaß vom 19. April 1918, 
1 3215) iſt dahin erweitert worden, daß auf Probe einberufene Militäranwärter, ſelbſt 
wenn ſie nicht aus dem Militärdienſt ausgeſchieden, ſondern nur beurlaubt ſind, ſchon 
während der Probedienſtleiſtung als ſtändig gegen Entgelt beſchäftigte Beamte anzuſehen 
ſind. Es ſind ihnen daher auch während dieſer Zeit beim Vorliegen der ſonſtigen Voraus⸗ 
ſetzungen rückwirkend vom 1. Oktober 1918 die laufenden Kriegsteuerungsbezüge ſowie die 
E. K. Z. 18 II gleich den Beamten und Lohuangeſtellten höherer Ordnung zu zahlen, ſofern 
fie militäriſcherſeits Bezüge nicht erhalten haben und die niedrigften Dienſtbezüge ange⸗ 
ſtellter oder diätariſch beſchäftigter Beamten aus der Staatskaſſe beziehen. Eine Nach⸗ 
zahlung der laufenden Kriegskeuerungsbezüge und der E. K. Z. 18 1 an diejenigen auf Probe 
einberufenen Militärauwärter, welche infolge Ungeeignetheit oder aus ſonſtigen Gründen 
entlaſſen worden ſind oder den Dienſt freiwillig aufgegeben haben, kommt nicht in Frage. 

In der Rundverfügung des Finanzminiſteriums uf. vom 4. März 1919 (mitgeteilt 
durch den Runderlaß vom 12. März 1919, HMBl. S. 64, bei den Bergbehörden: 13. März 
1919, I 2642) iſt die hier vorgeſehene erweiterte Beſtimmung bereits berückſichtigt (zu vergl. 


I Nr. 13 Abſ. 2 der Verfügung vom 4. März 1919). 


In Vertretung. 
2 BI 205. / 1 3078. Dönhoff. 


An die den Handelsminiſterium unterſtellten Behörden. 


Lohnſätze und Teuerungszulagen der Lohnangeſtellten niederer Ordnung. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Berlin W 9, den 3. April 1919. 

Infolge der ſeit Anfang d. J. erfolgten Steigerung der Koſten der Lebenshaltung 
it, wie bei den Lohnangeſtellten niederer Ordnung der Betriebsverwaltungen bereits 
geſchehen, eine Nachprüfung der Angemeſſenheit der Löhne der Arbeiter der übrigen Staats⸗ 
verwaltungen in Groß⸗Berlin und ſeinen Vororten erforderlich geworden. 

Auf Grund der kommiſſariſchen Beſprechungen ſowie der Verhandlungen mit dem 
Verbande der Gemeinde- und Staatsarbeiter, Ortsgruppe Groß-Berlin und mit den übrigen 
beteiligten Arbeiterverbänden erkläre ich mich damit einverſtanden, daß den bei den Ver⸗ 
waltungsbehörden (ausſchließlich Porzellanmanufaktur) ſtändig voll beſchäftigten Arbeitern 
und ſonſtigen in einem arbeiter⸗ oder unterbeamtenähnlichen Verhältniſſe befindlichen Lohn⸗ 
empfängern der Zentralbehörden und nachgeordneten Behörden in Groß⸗Berlin unter Fort⸗ 
fall der bisher gewährten Bezüge mit Wirkung vom 1. Januar 1919 ab allgemein folgende 
Löhne und Teuerungszulagen bewilligt werden können: 
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Grundlohn Steigerungsſätze nach Teuerungs⸗ 
für den 
Arbeitstag | 1 Jahre 2 Jahren 3 Jahren zulage 
40 4 MI M 


1. Handwerker, Maſchiniſten, Heizer, 

Schloſſer, Mechaniker, Former, 

Elektromonteure, Tiſchler, Drucker, | 
Buchbinder, Gärtner uw. 12,00 12,50 13,00 13,50 


. angelernte Arbeiter: Packer, 
Hilfsarbeiter in den Druckereien 
und Werkſtätten, Helfer, Kutſcher, 
Schreiber und Telefoniſten, ſoweit | | 
dieſe nicht der Angeſtelltenverſiche⸗ | 
rung unterliegen, Laboratoriums⸗ | 4.00 
e 9,50 10,0 | 10,50 11,00 . 
3. ungelernte Arbeiter: Haus⸗ | | 
diener, Boten, Diener, Hausarbeiter, ö 
Pförtner, Wächter, Stalleute uſw. 8,00 8,0 9,00 9,50 
4. Arbeiterinnen (gelernte) Tele- 


foniltinnen und Schreiberinnen, ſo— 
weit dieſe nicht der Angeſtellten— 


LS 


verſicherung unterliegen, Näherinnen 4,50 5,0 5,50 6,0 
5. Arbeiterinnen (ungelernte) . 4,00 4,50 5,0 5,50 
6. Reinigungsfrauen, ſoweit nur 
ſtundenweiſe beſchäftigt, für die 
Stunde . ER N er 1,10 Er e kein 
7. Jugendliche von 14-18 Jahren | bis zu 7 WA. Vom vollendeten 5 
16. Lebensjahr ab ſoll der Lohn in 
der Regel nicht unter 5 M betragen. 


Als Handwerker im Sinne der Ziffer 1 der Tabelle iſt nur derjenige anzuſehen, der 
eine Lehrzeit von mindeſtens drei Jahren durchgemacht hat, im Beſit eines Lehrzeugniſſes 
iſt und feiner fachlichen Ausbildung entſprechend beſchäftigt wird. . 

Angelernter Arbeiter (Ziffer 2) iſt derjenige, der eine handwerksmäßige Tätigkeit nach 
einer gewiſſen handwerksmäßigen Vorbildung ausübt. 

Die Löhne und die Teuerungszulagen ſollen wie bisher wöchentlich oder monatlich 
gezahlt werden, jedoch nur für die tatſächlichen Arbeitstage, nicht für die dienſtfreien 
Sonntage. 

Die Einreihung der einzelnen Arbeitergruppen in die entſprechenden Lohnklaſſen hat 
alsbald durch gemeinſame Beratung der Beſchäftigungsbehörden mit den zuſtändigen 
Arbeiterausſchüſſen zu erfolgen. Vergleiche die Verordnung vom 23. Dezember 1918 
(RGhl. S. 1456). 

5 Wird Lohnempfängern Wohnung, Unterhalt oder dgl. gewährt, ſo ſind die in der 
1 Denen Lohnklaſſe bezeichneten Lohnſätze abzüglich der hierfür zu berechnenden Beträge 
zu zahlen. 

Um eine Bevorzugung vor den Unterbeamten zu verhüten, dürfen der Lohn — be⸗ 
rechnet — nach 300 Arbeitstagen — (zuzüglich etwaiger Ruhegehälter, Militärrenten uſw., 
jedoch ausſchließlich etwaiger Kriegs-, Verſtümmelungs⸗ und gleichartiger Zulagen, der reichs⸗ 
geſetzlichen Verſicherungsbeiträge ſowie des Überverdienſtes für Sonntagsarbeit, Nacht⸗ 
arbeit und dgl.) und die Teuerungszulage zuſammen die Bezüge (Gehalts⸗ und Wohnungs⸗ 
geldzuſchuß) nicht überſchreiten, die einem planmäßig angeſtellten entſprechenden Unter⸗ 
beamten des gleichen Familienſtandes (ledig, verheiratet, Kinder) unter Berückſichtigung der 
nach meinem Runderlaſſe vom 12. März d. J. (HM Bl. S. 64) zu gewährenden laufenden 
Kriegsteuerungszulagen zuſtehen. Bei der Gegenüberſtellung iſt das Dienſteinkommen des 
in Vergleich zu ziehenden Unterbeamten ſo zu ermitteln, als wenn er an demſelben Tage, 
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an dem der Arbeiter in den Dienſt der Verwaltung eingetreten iſt, planmäßig angeſtellt 
worden wäre. 5 

In den Fällen, in denen ſowohl der Ehemann wie auch die Ehefrau Beamte oder 
Lohnangeſtellte im Reichs⸗ oder Staatsdienſte ſind, werden die Teuerungszulagen nur 
einmal und zwar zu dem jeweils höheren Betrage gewährt. 

Die vom 1. Januar 1919 ab nach den alten Sätzen bereits gezahlten Löhne, Lohn⸗ 
zuſchläge und Kriegsbeihilfen ſind auf die hiernach zu gewährenden Bezüge anzurechnen. 
Sofern Lohnempfänger bereits insgeſamt höhere Bezüge erhalten haben, verbleibt es dabei. 

Allen Lohnempfängern kann, ſoweit dies bisher noch nicht geſchehen iſt, alsbald ein 
Vorſchuß bis zu 100 % auf die neuen Bezüge gezahlt werden. 

Die neuen Lohnſätze und Teuerungszulagen ſind bei den Fonds zu verrechnen, aus 
denen die Empfangsberechtigten ihren Lohn erhalten. 

Die gleiche Regelung kann auch unter Berückſichtigung der Vorſchriften unter IL Ziff. 7 
meines Runderlaſſes vom 16. April v. J. (HMBl. S. 151) bei den Lohnangeſtellten 
niederer Ordnung an den aus Kap. 69 Tit. 7, 7a, 10, 10a und 10d unterhaltenen bezw. 
mitunterhaltenen Schulen und Einrichtungen getroffen werden. 

Ich erſuche, hiernach für die bei Ihrer Verwaltung beſchäftigten Lohnangeſtellten 
niederer Ordnung ſchleunigſt das Erforderliche zu veranlaſſen. 


In Vertrelung. 
ZI. 239. Dönhoff. 


An die nachgeordneten Behörden der Handels⸗ und Gewerbeverwaltung in Groß-Berlin 
und feinen Vororten (ausſchließlich Porzellanmanufaktur). 


— nn 


III. Handelsangelegenheiten. 


1. Handelsverkehr. 


Erſatzwertzeichen der Städte. 
Berlin, den 2. April 1919, 


Im Anſchluß an den Runderlaß vom 11. März d. J. (HM Bl. S. 70). 


Gegen die Verlängerung der Umlaufsfriſt. und erforderlichenfalls die Neuausgabe 
von Erſatzwertzeichen für 50⸗Pfennigſtücke und kleinere Münzen beſtehen bei dem fort⸗ 
dauernden Mangel an entſprechenden geſetzlichen Zahlungsmitteln keine Bedenken. Auf 
entſprechende Anträge finden die nach Abſatz 3 des Runderlaſſes vom 3. Jaunar d. & 
(IIa 3687 M. f. H. uſw.) für Erſatzwertzeichen in kleineren Abſchnitten aufrecht erhaltenen 
Beſtimmungen (Runderlaſſe vom 15. Dezember 1916 (la 1344 M. f. H. uſw.), 31. März 
1917 (Ia 390), 8. Mai 1917 (a 625 1. und II. Ang.) und 19. Januar 1918 (lla 7) 
Anwendung. Hiernach iſt über die Anträge, ſoweit ſie größere Gemeinden betreffen, von 
dort aus zu entſcheiden; über andere Anträge, insbeſondere auch ſolche auf Ausgabe von 
Erſatzwertzeichen durch einzelne Betriebe, iſt gegebenenfalls unſere Entſcheidung einzuholen. 
Von dem Erfordernis der Hinterlegung eines geſperrten Guthabens oder von ſicheren Wert⸗ 
papieren (vergl. Runderlaß vom 19. Januar 1918, Ila 7 M. f. H. uſw.) für die auf 50 
Pfennig und darunter lautenden Erſatzwertzeichen größerer Gemeinden ermächtigen wir Sie, 
in geeigneten Fällen abzuſehen. a 


Miniſterium lg pe n 
für Handel und Gewerbe. Miniſterium des Junern. Finanzminiſterium. 

Im Auftrage. In Auftrage. Im Auftrage. 

Neuhaus Meiſter. Dulheuer. 


Ha. 1016 M. f. H. — bb. 584 M. d. J. — l. 6093 F. M. 


An die Herren Regierungspräſidenten, den Herrn Polizeipräſidenten in Berlin und den 
Herrn Oberpräſidenten in Charlottenburg. 


) Dieſe Erlaſſe ſind nicht veröffentlicht worden. 
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2. Schiffahrtsangelegenheiten. 
Gewerbebefugnis der Seeſteuerleute. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Berlin, den 31. März 1919. 
Das Reichswirtſchaftsminiſterium hat in einem Sonderfall entſchieden, daß Seeſteuer⸗ 
leute nach der Bekanntmachung vom 3. Juni 1910 (RG Bl. S. 865) die Berechtigung haben, 
Schleppdampfſchiffe von weniger als 1000 ebm Brutto in kleiner Fahrt zu führen, wenn 
ſie 12 Monate Seefahrzeit als Führer oder Steuermann von Schleppdampfern nachweiſen. 
Ich erſuche Sie, die Seemannsämter hierauf hinzuweiſen. 
Im Auftrage. 
III 2166. v. Meyeren. 


An die Herren Regierungspräſidenten der Seeſchiffahrtsbezirke. 


Unterbringung von Seeleuten. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Berlin W9, den 31. März 1919. 


Reichwirtſchaftsminiſterium. Berlin, den 25. März 1919. 

8 Durch die im Intereſſe der Lebensmittelverſorgung Deutſchlands in die 
Wege geleitete Überlieferung eines großen Teiles der deutſchen Handelsflotte an 
die aſſoziierten Regierungen werden viele deutſche Seeleute brotlos, da die 
deutſchen Beſatzungen auf allen Truppentransportſchiffen und denjenigen Fracht⸗ 
ſchiffen, die nicht unmittelbar nach überſeeiſchen Häfen gehen, nicht an Vord 
bleiben dürfen. Die Seeleute haben ſich daher au das Reich mit der Bitte 
gewandt, für ihre künftige Beſchäftigung nach Möglichkeit zu ſorgen. Dieſe 
Bitte erheiſcht dringend Berückſichtigung, um die Brotloſigkeit zahlreicher Arbeiter 
zu verhüten und Unruhen vorzubeugen. 

Von den Seeleuten ſelbſt iſt der Wunſch geäußert worden, auf den von 
der Marine jetzt freigegebenen Fiſchdampfern, in Netz⸗ und Tauwerkfabriken 
oder ⸗Reparaturwerkſtätten und in ähnlichen Betrieben beſchäftigt zu werden. 
Sie haben hierbei darauf hingewieſen, daß ein großer Teil von ihnen in dieſen 
Arbeiten bereits von Bord her bewandert ſei. 

Euer Hochwohlgeboren werden daher ergebenſt erſucht, ſoweit es in Ihrer 
Macht ſteht, darauf hinzuwirken, daß in den genamiten Betrieben vorzugsweiſe 
diejenigen Seeleute beſchäftigt werden, welche die deutſchen Handelsſchiffe nach 
den alliierten Beſtimmungshäfen überführt haben. Es wird anheimgeſtellt, ſich 
in dieſer Angelegenheit mit dem Kriegsausſchuß der deutſchen Reederei in 
Hamburg, Möndebergitrage 27, und mit den Regierungen der Bundesſeeſtaaten, 
welche Abſchrift dieſes Schreibens erhalten, ins Benehmen zu ſetzen. 

(Unterſchrift.) 


Au den Herrn Reichskommiſſar für Fiſchverſorgung. 


Abdruck überſende ich zur Kenntnis mit dem Erſuchen, auch Ihrerſeits auf die 
b neh Beſchaffung von Arbeitsgelegenheit für die beſchäftigungsloſen Seeleute Bedacht 
zu nehmen. 
Int Auftrage. 
11 2212 f v. Meyeren. 
An die Herren Regierungspräſidenten der Seeſchiffahrtsbezirke. 


3. Sonſtige Angelegenheiten. 
Eiſenbahnbeförderung neuer Sprengſtoffe. 


Der Minifter für Handel und Gewerbe. Berlin, den 4. April 1919. 


„. Die in Nummer 66 des Reichsgeſetzblatts für 1919 enthaltene Bekanntmachung des 
Reichs⸗Eiſenbahnamts vom 21. März 1919 läßt folgende Sprengſtoſſe zur Eiſenbahn— 
beförderung zu: 


r 


‚ 
„ 

2 
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1. Espagit, 
2. Lignoſit IV und Geſteins⸗Lignoſit IV. 
Unter Bezugnahme auf meinen Erlaß vom 14. Februar 1908 (SMBl. S. 45) mache 
ich bekannt, daß dieſe Verſendungserlaubnis auf Antrag 
zu 1. der Espagit Eifeler Sprengſtoffwerke und chemiſche Fabriten Aktiengeſellſchaft 
in Hallſchlag, 
zu 2. der Oberſchleſiſchen Sprengſtoff⸗Aktiengeſellſchaft zu Berlin 
erteilt iſt. 
Iin Auftrage. 
von Meyeren. 
— — —ʃ[w . 8 


IV. Gewerbliche Angelegenheiten. 


III. 2489. 


1. Stehender Gewerbebetrieb. 
Geſchäftsbetrieb der Konzertagenten. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Berlin W. 9, den 29. März 1910. 
Auf Grund des § 5 Abſ. 1 des Stelleuvermittlergeſetzes vom 2. Juni 1910 (RGBl. 
S. 860) wird der Gebührentarif für Konzertagenten vom 9. März 1914 (HMBl. S. 138) 
mit Wirkung vom 1. Juli 1919 ab dahin abgeändert, daß bei Vermittelungen für eine 
einzelne Veranſtaltung (Konzert, Vortrag, Muſikfeſt uſw.) 
bei Honoraren bis 100 „l einſchließlich keine Bermittelungsgebühr, 
5 . über 100 % bis 200 M einſchließlich je 5 v. H. Vermittelungsgebühr, 
- 200» . 400 + - ae . 
. 00 EL ING 
von den Veranſtaltern und von den Künſtlern erhoben werden dürfen. 
Im Auftrage. 2 
von Meyeren. 


An die Herren Regierungspräſidenten und den Herrn Polizeipräſidenten hier. 


III. 2105. 


2. Gewerbliche Anlagen. 
Herſtellung, Aufbewahrung und Verwendung von Azetylen. 
Bekanntmachung, betreffend Zulaſſung von Azetylenſchweißapparaten— 


Auf Antrag! der Techniſchen Aufſichtskommiſſion für die Unterſuchungs⸗ und Prüfſtelle 
des Deutſchen Azetylenvereins werden die durch meinen Erlaß vom 22. März 1917 
(HMBl. S. 121) unter den Typennummern 43 und Al zugelaſſenen Azetylenapparate 
der Firma Heime & Hans Herzfeld in Halle a. S. mit abgeänderter Verriegelung der 
Karbidkammern für alle Apparate und mit Vergrößerung der Karbidfüllung von 2 1 ka 
auf 2X 2 kg für die Größe IX der Type 443 zugelaſſen. 

Der Erlaß vom 22. März 1917 bleibt im übrigen in Kraft. 

Berlin, den 9. April 1919. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Im Auftrage. 
III. 2251. von Meyeren. 


Herſtellung, Aufbewahrung und Verwendung von Azetylen. 
Bekanntmachung, betreffend Zulaſſung von Azetylenſchweißapparaten. 


Die Firma Nordiſche Azetylen-Induftrie Fiſcher K Foß in Altona-Ottenfen hat das 
echt zur alleinigen Herſtellung ihrer durch meine Erlaſſe vom 29. Mai 1914 (HMM. 
©. 260/261) und vom 13. Oktober 1914 (SMBl. S. 507/508) nach den 88 12 und 14 der 
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Azetylen⸗Verordnung mit den Typennummern J. 34 und A 18 zugelaſſenen Azetylenapparate 
Gnom I. und II. an das Drägerwerk, Heinrich und Bernhard Dräger, in Lübeck, übertragen. 
Die in den vorerwähnten Erlaſſen aufgeführten Vergünſtigungen werden hiermit unter den 
gleichen Bedingungen dem Drägerwerk gewährt. Die von dem Drägerwerk hergeſtellten 
Apparate dürfen ſich nur durch die geänderte Firmenbezeichnung auf dem Fabrikſchilde von 
den bisher gefertigten unterſcheiden, die der Befeſtigung des Fabrikſchildes dienenden Zinn⸗ 
tropfen oder Niete müſſen mit dem Stempel des Gewerbeaufſichtsbeamten der freien und 
Hanſeſtadt Lübeck verſehen ſein. 

Berlin, den 9. April 1919. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Im Auftrage. 
II. 2318. von Meyeren. 


3. Arbeiterſchutz und Wohlfahrtspflege. 
Fahrpreisermäßigung für Frühjahrsbeſtell⸗ und Erntearbeiter. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Berlin W. 9, den 10. April 1919. 

Abdruck eines Schreibens des Herrn Miniſters der öffentlichen ‚Arbeiten vom __Mutage, 
26. März d. J. überſende ich zur Kenntnis und Verſtändigung der für die Ausfertigung 
der Ausweiſe in Frage kommenden öffentlichen Arbeitsnachweisſtellen. 


In Vertretung. 
III 2888/Ila!— Dönhoff. 
An die Herren Regierungspräſidenten und den Herrn Oberpräſidenten in Charlottenburg. 


Anlage. 
Der preußiſche Miniſter der öffentlichen Arbeiten. Berlin W. 66, den 26. März 1919. 


1 Jufolge eines Antrags der Landwirtſchaftskammer in Hannover will ich zur Förderung 
der diesjährigen Frühjahrsbeſtellung und der Erntearbeiten die gleiche Fahrpreisermäßigung 
wie im vorigen Jahre eintreten laſſen. Demgemäß wird auf den preußiſch⸗heſſiſchen Staats⸗ 
eiſenbahnen Arbeitern, denen zur Frühjahrsbeſtellung und zur Einbringung der Ernte eine 
auswärtige Arbeitsſtelle durch einen der dem Verbande deutſcher Arheitsnachweiſe ange⸗ 
hörenden öffentlichen oder gemeinnützigen Arbeitsnachweiſe, ‚einen Arbeitsnachweis der 
Landwirtſchaftskammern oder der Deutſchen Arbeiterzentrale in Berlin vermittelt worden 
iſt, die einmalige Fahrt nach der Arbeitsſtelle und zurück während der Zeit bis zum 
15. Dezember d. J. in der 4. Wagenklaſſe zum halben Fahrpreis gewährt werden. Die 
Ermäßigung iſt wie bisher bei den Fahrkartenausgaben unter Vorlage eines von den 
vorbezeichneten Arbeitsnachweiſen für die Hin⸗ und für die Rückfahrt je beſonders auszu⸗ 
ſellenden Ausweiſes zu beantragen. Als Ausweiſe dienen wiederum die Vordrucke zur 
Erlangung der tarifmäßigen Fahrpreisermäßigung zum Zwecke der Arbeitsvermittlung nach 
Abänderung der Worte „zum Zwecke der Arbeitsvermittlung“ in: „für Frühjahrsbeſtell⸗ 
und Erntearbeiter“. 5 5 1 
Den übrigen deutſchen Staats⸗ und Privateiſenbahnen iſt von der Maßregel mit dem 
Anheimſtellen Mitteilung gemacht worden, ſich ihr anzuschließen. 


Im Auftrage. 
(Unterſchrift.) 


An den Verband deutſcher Arbeitsnachweiſe in Berlin 80. 
4. Reichsverſicherungsordnung. 
I. Buch. (Gemeinſame Vorſchriften.) 
Militärverſorgungsgerichte bei den Oberverſicherungsämtern. 
Berlin, den 10. April 1919. 


; Zur Ausführung der Verordnung über Anderung des Verfahrens in Militärver⸗ 
orgungsſachen vom 1. Februar 1919 (RGBl. S. 149) und der Beſtimmungen über die 
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Militärverſorgungsgerichte und das Reichs-Militärverſorgungsgericht ſowie über das Ver⸗ 
fahren vor ihnen vom 18. Februar 1919 (NSBL S. 217) wird das Folgende beſtimmt: 

1. Gemäß Artikel II § 2 der Verordnung vom 1. Februar 1919 (RGBl. S. 149) 
werden die Militärverſorgungsgerichte bei den Oberverſicherungsämtern (mit Ausnahme der 
beſonderen) errichtet. Sie teilen damit ſtaatsrechtlich deren Stellung. Von der Errichtung 
gemeinſamer Militärverſorgungsgerichte für den Bezirk mehrerer benachbarter Oberverſiche⸗ 
rungsämter (Art. II 8 2 Abſ. 1 Satz 2 der Verordnung vom 1. Februar 1919) wird einſt⸗ 
weilen abgeſehen. Sollten zwingende Gründe örtlicher Natur für die Errichtung derartiger 
gemeinſamer Militärverſorgungsgerichte vorliegen, ſo erſuchen wir um ſchleunigen Bericht. 

2. Die der oberſten Verwaltungsbehörde gemäß 88 2, 5 der Beſtimmungen vom 
18. Februar 1919 (RG Bl. S. 217) zugewieſenen Aufgaben werden auf Grund des 8 112 
dieſer Beſtimmungen dem Vorſitzenden der Militärverſorgungsgerichte übertragen. Dieſe 
haben auch die Kammern zu bilden (Art. II § 3 der Verordnung vom 1. Februar 1919). 
Zu den Vorſitzenden der Kammern des Militärverſorgungsgerichts im Sinne des 8 5 der 
Beſtimmungen vom 18. Februar 1919 ſind auch ſtellvertretende Vorſitzende zu rechnen. 

3. Sofern mit unſerer Genehmigung Sitzungen der Spruchkammern außerhalb des 
Sitzes der Oberverſicherungsämter abgehalten werden, unterliegt es keinem Bedenken, daß 
an dieſen Orten auch Spruchſitzungen der Militärverſorgungsgerichte ſtattfinden, ſofern 
dafür ein Bedürfnis vorliegt. Die weiteren Beſtimmungen haben die Vorſitzenden der 
Militärverſorgungsgerichte unter entſprechender Anwendung der Ziffer 37 Abſ. 2 der Ge- 
ſchäftsanweiſung für die Oberverſicherungsämter vom 12. April 1916 zu treffen. Von 
dieſen Beſtimmungen iſt uns Mitteilung zu machen. Sollte das Bedürfnis vorliegen, noch 
an weiteren Orten auswärtige Sitzungen der Militärverſorgungsgerichte regelmäßig ab⸗ 
zuhalten, ſo iſt unſere Genehmigung einzuholen. 

4. Wegen der Berufung der als Veiſitzer der Kammern zuzuziehenden richterlichen 
Mitglieder ordentlicher Gerichte (8 6 der Beſtimmungen vom 18. Februar 1919) und wegen 
der Feſtſetzung der Vergütung für die richterlichen Mitglieder bleibt beſondere Verfügung 
vorbehalten. Zunächſt ſoll für jedes Militärverſorgungsgericht die Berufung eines richter⸗ 
lichen Mitglieds erfolgen. Sofern die Berufung weiterer richterlicher Mitglieder er⸗ 
forderlich erſcheint, iſt zu berichten. Insbeſondere iſt dortſeits auch zu prüfen, ob für die 
auswärtigen Sitzungsorte die Beſtellung beſonderer ortsanſäſſiger richterlicher Beiſitzer zweck⸗ 
mäßig iſt. Von dem Ergebnis der Prüfung iſt uns Mitteilung zu machen. 

5. Die Zahl der als Beiſitzer zuzuziehenden verſorgungsberechtigten, aus dem aktiven 
Militärdienſt ausgeſchiedenen Perſonen (8 8 der Beſtimmungen vom 18. Februar 1919) 
wird in der gleichen Höhe feſtgeſetzt, wie fie nach § 71 bj. 2 der Reichsverſicherungs⸗ 
ordnung für die Beiſitzer aus dem Kreiſe der Verſicherten beſtimmt iſt. Die Vorſitzenden 
der Militärverſorgungsgerichte werden ermächtigt, die Zahl der Beiſitzer aus den Ver⸗ 
ſorgungsberechtigten zu erhöhen oder zu vermindern. Hierbei iſt zu beachten, daß nach 
§ 16 Abſ. 3 der Beſtimmungen vom 18. Februar 1919 bei der Zuziehung der Beifiker 
aus den Verſorgungsberechtigten die Berufskreiſe der Beſchädigten möglichſt berückſichtigt 
werden ſollen. Die Vorſitzenden der Militärverſorgungsgerichte haben ferner zu beſtimmen, 
wieviele von der Geſamtzahl der Beiſitzer aus den Verſorgungsberechtigten für den Bereich 
des Heeres, der Marine und der Schutztruppen geſondert zu beſtellen ſind (88 9, 16 Abſ. 9 
der Beſtimmungen vom 18. Februar 1919). 

Vor der Beſtellung der Beiſitzer aus den Verſorgungsberechtigten durch die Organiſationen 
der Kriegsbeſchädigtenfürſorge ſind gemäß § 8 der Beſtimmungen vom 18. Februar 1919 
die im Bezirke des Militärverſorgungsgerichts vertretenen Verbände von Verſorgungs⸗ 
berechtigten zu hören. Die Auswahl der Verbände und die Art ihrer Anhörung iſt an 
ſich Sache der Fürſorgeorganiſationen. Von näherer Beſtimmung über die Beſtellung der 
Beiſitzer aus den Verſorgungsberechtigten gemäß § 8 Satz 4 a. a. O. ſehen wir einſtweilen 
ab. Sollte ſich ein Bedürfnis dazu herausſtellen, ſo iſt zu berichten. Die Vorſitzenden 
der Militärverſorgungsgerichte haben ſich wegen der Beſtellung der Beiſitzer aus den Ver⸗ 
ſorgungsberechtigten unverzüglich mit den im § 8 a. a. O. bezeichneten Organiſationen unter 


Angabe der Zahl der zu beſtellenden Perſonen in Verbindung zu ſetzen. Sofern und 


ſoweit die Beſtellung nicht zuſtande kommt oder ſich verzögern ſollte, iſt einſtweilen nach 
§ 13 der Beſtimmungen vom 18. Februar 1919 zu verfahren. 

6. Die Militärverſorgungsgerichte haben keinen eigenen Beamtenkörper, weil ihre 
Beamten und Angeſtellten ſämtlich dem Oberverſicherungsamt angehören. Wegen der 
Beſtellung der erforderlichen Hilfskräfte gilt §S 79 Abſ. 2 der Reichsverſicherungsordnung. 
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7. Für die Wahl der Vertrauensärzte ſind die Beſtimmungen der Anweiſung vom 
21. Auguſt 1913 (HMBl. S. 554) entſprechend anzuwenden, ſoweit nicht 823 der Be⸗ 
ſtimmungen vom 18. Februar 1919 abweichende Beſtimmungen enthält. Außer dem Vor⸗ 
ſtande der Arztekammer iſt auch der Korpsarzt, in deſſen Dienſtbereich das Militärver⸗ 
ſorgungsgericht gelegen iſt, um Vorſchläge für die Wahl von Vertrauensärzten zu erſuchen, 
da die Militärärzte für die Arztekammern weder wahlberechtigt noch wählbar ſind. 

Die Vorſitzenden der Militärverſorgungsgerichte haben wegen der Wahl der Ver⸗ 
trauensärzte das Weitere zu veranlaſſen. 

8. Die Militärverſorgungsgerichte führen ein Siegel mit dem preußiſchen Adler und 
einer Umſchrift, die den Namen und den Sitz des Militärverſorgungsgerichts enthält. Eine 
gleichlautende Bezeichnung iſt in der linken oberen Ecke der ausgehenden Schriftſtücke an⸗ 
zubringen. 

Im übrigen find, ſoweit nicht für die Militärverſorgungsgerichte beſondere Be⸗ 
ſtimmungen beſtehen, die für die Geſchäftsführung der Oberverſicherungsämter geltenden 
Beſtimmungen ſinngemäß anzuwenden, insbeſondere die Geſchäftsanweiſung für die all⸗ 
gemeinen Oberverſicherungsämter uſw vom 12. April 1916. Wegen der Geſchäftsberichte 
der Militärverſorgungsgerichte bleibt beſondere Beſtimmung vorbehalten. 

Die Vorſitzenden haben die zur Einrichtung der Militärverſorgungsgerichte erforder⸗ 
lichen Anordnungen unverzüglich zu treffen und die entſtehenden Koſten einſtweilen vor⸗ 
ſchußweiſe zu zahlen. 8 


Miniſterium für h BE : e Miniſterium 
Handel und Gewerbe. ie en des Innern. 
Im Auftrage. Im Auftrage. ; Im Auftrage. 

* 15 Sachs. Graf Schmettow. x 5 ER 
v. Meyeren. v. Jarotzky. 


III. 1530 M. f. H. — 1.4083 F. M. — 489. 3. 19. C. 2. R. Kr. M. — Vb. 676 M. d. J. 
An die Herren Regierungspräſidenten und den Herrn Oberpräſidenten in Charlottenburg. 
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Zahntechniker und Krankenkaſſen. 
Der Miniſter des Innern. Berlin, den 26. März 1919. 


Durch den Erlaß vom 2. Dezember 1913 (Miniſt.⸗Blatt für Med.⸗Angel. S. 372, 
HM Bl. S. 638) iſt beſtimmt, wer als Zahntechniker im Sinne des 8 123 der Reichsver⸗ 
ſicherungsordnung anzuſehen it. Ziffer 1 Abſatz 2 enthält die Übergangsvorſchrift, daß es 
zin dem Zeitraum von 5 Jahren nach Inkrafttreten der Reichs verſicherungsordnung“ des 
Nachweises der ordnungsmäßigen Lehrzeit Ziffer 1 Abſatz ib) nicht bedarf für Zahntech⸗ 
nifer, die dieſes Gewerbe mindeſtens während der letzten 5 Jahre ſelbſtändig im Haupt: 
beruf ausgeübt haben. Da es während des Krieges vielen im Hauptberufe tätigen Zahn⸗ 
technikern an der Möglichkeit gefehlt hat, ihr Gewerbe ununterbrochen auszuüben, ſo wird 
hiermit im Einvernehmen mit den Minifterien für Handel und Gewerbe, für Landwirt, 
ſchaft, Domänen und Forſten und der öffentlichen Arbeiten jene Friſt in Ziffer 1 Abſatz 2 
des Erlaſſes vom 2. Dezember 1913 bis zum 1. Juli 1928 verlängert. 


Im Auftrage. 
M 5057. Dietrich. 


An die Herren Regierungspräſidenten und den Herrn Oberpräſidenten in Charlottenburg. 


III. Buch. (Unfallverſicherung.) 


Prämientarif der Verſicherungsgenoſſenſchaft der Privatfahrzeng- und Reittierbeſitzer. 
Bekanntmachung. 


Anf Grund des § 805 der Reichsverſicherungsordnung wird der nach Anhörung des 


Genoſſenſchaftsvorſtandes von dem Reichsverſicherungsamt für die Zeit vom 1. Juli 1919 


n 


bis zum 31. Dezember 1922 feſtgeſetzte Prämientarif für die Verſicherungsgenoſſenſchaft — 1 


der Privatfahrzeug- und Reittierbeſitzer nachſtehend bekannt gemacht. 
Berlin, den 29. März 1919. i 
Das Reichsverſicherungsamt, 
Abteilung für Unfallverſicherung. 
gez. Dr. Kaufmann. 


Anlage. 


Prämientarif 
für die Verſicherungsgenoſſenſchaft der Privatfahrzeug- und Reittierbeſitzer. 


Betrag der für 
Vom Hundert jede angefangene 
des Entgelts zu balbe Mark des in 
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Lfd. Me = 
Seindettaften tene be, Gele zu 
Br Prämie N 
— — ũů—— ö — Pf. 
Gefahrklaſſe A. 1,20 
1. [Tätigkeiten beim Halten von Fahrzeugen auf Binnen⸗ 
gewäſſern. 8 
Gefahrklaſſe B. 3,60 1,8 
2, Tätigkeiten beim Halten von Kraftwagen; 
3. [Tätigkeiten beim Halten von Reittieren; 
4. Tätigkeiten beim Halten von Landfahrzeugen, die durch * 
tieriſche Kraft bewegt werden. - 
Gefahrklaſſe C. 4,80 2,40 
5. Tätigkeiten beim Halten von Luftfahrzeugen mit motor 
riſcher Kraft; 
6. | Tätigkeiten zum Halten von Freiballons. 


In allen Gefahrklaſſen wird eine Mindeſtprämie im Jahresbetrage von 3 & erhoben. 
Feſtgeſetzt gemäß 8804 der Reichsverſicherungsordnung. 
Berlin, den 29. März 1919. 
Das Reichsverſicherungsamt, b 
Abteilung für Unfallverſicherung. 
I. 2168. N 
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v. Gewerbliche Unterrichts angelegenheiten. 
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Allgemeine Angelegenheiten. 
Ausbildung der Lehrerinnen der Hauswirtſchaftskunde und der weiblichen Handarbeiten. 


Die Haushaltungs- und Hausbeamtinnenſchule für ſchulentlaſſene Mädchen in Altona 
iſt in die Liſte der Anſtalten aufgenommen worden, an denen Haushaltungskurſe beſtehen, 
deren erfolgreicher einjähriger Beſuch bei genügender wiſſenſchaftlicher Vorbildung zum 
Eintritt in techniſche Seminare und andere ſelbſtändig beſtehende Lehrgänge zur Ausbildung 
von Lehrerinnen der Hauswirtſchaftskunde und der weiblichen Handarbeiten unter Fortfall der 
ſonſt geforderten techniſchen Vorprüfung berechtigt. (Vergl. Erlaß vom 25. September 1918, 
HMEL. S. 258.) 

IV. 1107. 
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